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KlientenINFO 
Ausgabe 3/2024 

 

EDITORIAL JUNI 2024 

Vor Beginn der Sommerferien möchten wir Sie über die steuerlichen Konsequenzen von Ferialjobs für 

die Betroffenen bzw deren Eltern informieren. Das Telearbeitsgesetz betreffend die Erweiterung des 

Geltungsbereiches vom Homeoffice und das Abgabenänderungsgesetz 2024 betreffend die EU-weite 

Kleinunternehmerregelung ab 2025 werfen ihre Schatten voraus. Deren Beschlussfassung ist für Mitte 

Juli angekündigt. Eine Anpassung der UGB-Größenklassen bringt für eine Reihe von Unternehmen, die 

weiterhin als KMU eingestuft werden, administrative Erleichterungen. Der Handwerkerbonus für 2024 

und 2025 fördert die Wohn- und Baubranchen. Unter den Splittern finden Sie alles über den Bronze-

Status für Gebäude und Kurzinformationen. Eine Auswahl an interessanten höchstgerichtlichen Ent-

scheidungen und die Terminübersicht für Juni bis September 2024 runden diese Ausgabe ab. 

 

Wir wünschen Ihnen eine interessante Lektüre und erholsame Sommertage!  
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1 JOBS IN DEN FERIEN 

Schüler und Studenten sind froh, in den Ferien einen lukrativen Ferienjob zu finden. Für die Eltern stellt 

sich die Frage, wieviel (studierende) Kinder verdienen dürfen, ohne dass Gefahr für Familienbeihilfe, 

Kinderabsetzbetrag, Familienbonus Plus und Studienbeihilfe besteht. 

 

1.1 FERIENJOB – Was dürfen Kinder verdienen?  

Die Familienbeihilfe beträgt im Jahr 2024 für ein Kind, das bereits 19 Jahre alt ist und in Ausbildung 

steht (zB Studium), monatlich € 191,60. Zusätzlich wird gemeinsam mit der Familienbeihilfe der Kin-

derabsetzbetrag ausgezahlt, der heuer € 67,80 pro Monat beträgt (zusammen also monatlich € 259,40 

pro Kind). Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag können bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres 

des Kindes gewährt werden (in einigen Konstellationen bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, bei 

einer gravierenden Behinderung des Kindes unbefristet). Wird für ein Kind die Familienbeihilfe gewährt, 

steht den Eltern in der Einkommensteuerveranlagung der Familienbonus Plus zu. Pro Kind, das be-

reits 18 Jahre alt ist, beträgt der Familienbonus Plus monatlich € 58,34 (für jüngere Kinder monatlich 

€ 166,68).  

 

Ein eigenes Einkommen des Kindes wirkt sich wie folgt auf diese Leistungen aus: 

• Bis zum Kalenderjahr, in dem das Kind 19 Jahre alt wird, darf es beliebig viel verdienen, ohne dass 

dies Auswirkungen auf Familienbeihilfe, Kinderabsetzbetrag oder Familienbonus Plus hat. 
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• Ab dem Kalenderjahr, in welchem das Kind 20 Jahre alt wird, kommt es auf das steuerpflichtige 

Jahreseinkommen des Kindes an. Übersteigt das Jahreseinkommen des Kindes eine bestimmte Zu-

verdienstgrenze (bisher € 15.000), so verringert sich die Familienbeihilfe um den diese Grenze 

übersteigenden Betrag bis auf Null. 

Hinweis: Die Bundesregierung hat im Ministerrat vom 5. Juni 2024 entschieden, dass diese Zu-

verdienstgrenze angehoben werden soll. Die Zuverdienstgrenze soll rückwirkend zum 1. Jänner 

2024 erhöht werden. Zudem soll sie sich künftig automatisch jährlich um den Inflationsfaktor erhö-

hen. Für dieses Vorhaben ist die erforderliche Beschlussfassung im Parlament für Juli vorgesehen.  

 

• Für die Zuverdienstgrenze ist das zu versteuernde Einkommen des Kindes (im betreffenden Jahr) 

relevant, zumeist einfach das Bruttogehalt (ohne Sonderzahlungen für anteiliges Urlaubs- und 

Weihnachtsgeld) minus Sozialversicherungsbeiträge. Nicht zum für die Zuverdienstgrenze maß-

geblichen Einkommen des Kindes zählen Waisenpensionen, Lehrlingsentschädigungen und steuer-

freie Bezüge (Studienbeihilfe, Kinderbetreuungsgeld, Arbeitslosengeld, etc). Weiters können bei die-

sem Einkommen (neben Sonderausgaben, zB Spenden, und außergewöhnlichen Belastungen, zB 

wegen Behinderung) alle Werbungskosten abgezogen werden, insbesondere auch die Kosten für 

das auf einen Beruf ausgerichtete Studium. Kosten für ein Studium sind als steuerliche „Umschu-

lungsmaßnahme“ abzugsfähig, und zwar auch dann, wenn vor Beginn des Studiums nie eine beruf-

liche Tätigkeit ausgeübt wurde, aber das Studium zumindest durch irgendeine berufliche Tätigkeit 

(Hilfstätigkeiten oder fallweise Beschäftigungen) mitfinanziert wird. Abzugsfähig sind dabei alle Auf-

wendungen, die einen Zusammenhang mit dem Universitätsstudium haben, zB Kosten für PC und 

Internet (abzüglich Privatanteil), für Unterlagen, Skripten und Fachliteratur, für Fahrtkosten, etc.  

TIPP: Wer ein eigenes Einkommen hat, kann die Kosten des Studiums als Umschulungsmaßnahme 

absetzen. 

 

• Nicht in das für die Familienbeihilfe relevante Einkommen einzubeziehen ist jener Verdienst des 

Kindes, der in Zeiträumen erzielt wurde, für die keine Beihilfe gewährt wird (zB bei vorübergehender 

Einstellung der Familienbeihilfe, weil die vorgesehene Studienzeit in einem Studienabschnitt über-

schritten ist).  

Hinweis: Nach Abschluss der Schulausbildung (zum Beispiel Gymnasium, Handelsakademie, 

Handelsschule, HTL) besteht auch für bereits volljährige Kinder Anspruch auf Familienbeihilfe für 

weitere 4 Monate. Wenn ein Kind beispielsweise im Juni 2024 maturiert, besteht automatisch Fa-

milienbeihilfenanspruch bis Oktober 2024. Danach wird Familienbeihilfe nur dann weiter gewährt, 

wenn eine weitere Berufsausbildung (zB Studium) aufgenommen wird. 

 

• Zu beachten ist, dass zum maßgeblichen Einkommen des Kindes alle Einkunftsarten zählen, also 

zum Beispiel auch Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. Außer Ansatz bleiben allerdings 

endbesteuerte Einkünfte (zB Sparbuch, Aktiendividenden).  

 

• Kinderabsetzbetrag und Familienbonus Plus stehen uneingeschränkt zu, solange ein Anspruch auf 

Familienbeihilfe aufrecht ist.  

 

1.2 Was hat der Ferialpraktikant selbst zu beachten? 

• Bis zum monatlichen Bruttobetrag eines Arbeitnehmers von € 518,44 (Wert 2024) liegt eine soge-

nannte geringfügige Beschäftigung vor, für die keine Dienstnehmer-Sozialversicherungsbeiträge 

anfallen.  

• Liegt der Monatslohn über diesem Betrag, werden dem Ferialpraktikanten (zusätzlich zur Lohn-

steuer) die vollen SV-Beiträge vom Lohn abgezogen. Ist das Jahreseinkommen des Ferialpraktikan-

ten niedrig, kommt es allerdings bei der nachfolgenden Arbeitnehmerveranlagung zu einer anteiligen 

Rückvergütung der SV-Beiträge (auch als „Negativsteuer“ bezeichnet). Demnach können bis zu 

55% der bezahlten SV-Beiträge, für 2024 maximal € 1.215 (bei Gewährung des Pendlerpauschales 

maximal € 1.331), vom Finanzamt vergütet werden. 
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• Bei Ferialjobs in Form von Werkverträgen oder freien Dienstverträgen wird vom Auftraggeber 

kein Lohnsteuerabzug vorgenommen. Diesfalls muss ab einem Jahreseinkommen von € 12.816 

(Wert 2024) für das betreffende Jahr eine Einkommensteuererklärung abgegeben werden. Beim 

freien Dienstvertrag braucht sich der Ferialpraktikant nicht um die Sozialversicherung zu kümmern, 

weil es Sache des Dienstgebers ist, im Fall des Überschreitens der Geringfügigkeitsgrenze von 

€ 518,44 SV-Beiträge an die ÖGK zu entrichten. Wer aber im Werkvertrag tätig ist, meldet sich 

selber bei der Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen (SVS); die Versicherungspflichtig be-

steht ohne Gewerbeschein ab einem Jahresgewinn von € 6.221,28 (Versicherungsgrenze).  

• Eine Tätigkeit im Werkvertrag oder freien Dienstvertrag unterliegt grundsätzlich auch der Umsatz-

steuer. Allerdings besteht erst ab jährlichen Einnahmen inklusive 20% Umsatzsteuer) von mehr als 

€ 42.000 Umsatzsteuerpflicht.  

 

1.3  Studienbeihilfe 

Für die Studienbeihilfe gibt es ebenfalls eine Zuverdienstgrenze des Studierenden von (bisher)  

€ 15.000. Auch diese Grenze soll mit Wirkung ab 1.1.2024 und künftig jährlich um den Inflationsfaktor 

erhöht werden. Die diesbezügliche Beschlussfassung bleibt abzuwarten. Das Studienförderungsgesetz 

betrachtet jenen Teil des Jahreseinkommens des Studierenden, das die Zuverdienstgrenze über-

steigt, als „zumutbare Eigenleistung“. Die Studienbeihilfenbehörde hat die gewährte Studienbeihilfe im 

Ausmaß der „zumutbaren Eigenleistung“ zurückzufordern.  

Achtung: Anders als bei der Familienbeihilfe werden für die Studienbeihilfe folgende Beträge zum Ein-

kommen dazugerechnet: Sonderzahlungen (anteiliges Urlaubs- und Weihnachtsgeld) sowie bestimmte 

steuerfreie Bezüge, wie zB Kinderbetreuungsgeld, Arbeitslosengeld, Notstandshilfe oder Krankengeld.  

 

 

2 ENTWURF EINES TELEARBEITSGESETZES 

Seit April 2021 gibt es arbeits-, sozialversicherungs- und steuerrechtliche Regelungen für das Arbeiten 

im Homeoffice, also in der eigenen Wohnung des Arbeitnehmers. Entsprechende Regelungen sollen 

künftig auch gelten, wenn der Arbeitnehmer nicht in seiner eigenen Wohnung, sondern an einem ande-

ren Ort (zB Urlaubsort, Kaffeehaus) Telearbeit erbringt.  

 

Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Telearbeitsgesetzes vorgelegt, dessen parlamentarische 

Beschlussfassung noch abzuwarten bleibt. Der Entwurf sieht vor, dass mit Wirksamkeit ab dem 

1.1.2025 Arbeitgeber und Arbeitnehmer einvernehmlich und schriftlich arbeitsrechtliche Telearbeits-

vereinbarungen treffen können.  

 

• Als Telearbeitsorte können einvernehmlich vereinbart werden: 

- Haupt- und Nebenwohnsitz des Arbeitnehmers, 

- Wohnung eines Angehörigen, 

- vom Arbeitnehmer angemietete Büroräumlichkeiten (= Coworking-Spaces), 

- andere Orte, wie zB Kaffeehaus, Park, Freibad, 

- Urlaubsort (Hotel, Ferienwohnung). 

• Der Arbeitgeber ist grundsätzlich zur Bereitstellung der für die Telearbeit erforderlichen digitalen 

Arbeitsmittel verpflichtet. Davon kann durch Vereinbarung abgewichen werden, wenn der Arbeit-

geber angemessen zu den Kosten der vom Arbeitnehmer gestellten digitalen Arbeitsmittel beiträgt. 

• Für Zwecke der Sozialversicherung (Versicherungsschutz bei Arbeitsunfällen) ist zu unterscheiden 

zwischen Telearbeit im engeren Sinn und Telearbeit im weiteren Sinn: 

- Telearbeit im engeren Sinn erfolgt am Haupt- und Nebenwohnsitz des Arbeitnehmers. Sie 

kann auch in der Wohnung eines nahen Angehörigen sowie in Coworking-Spaces erfol-

gen, wenn diese Örtlichkeiten in der Nähe des Wohnsitzes des Arbeitnehmers oder des Ar-

beitgeberbetriebes liegen. Bei Telearbeit im engeren Sinn gilt der Unfallversicherungsschutz 

sowohl bei der Arbeitsleistung als auch auf dem Weg zu diesen Orten.  
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- Telearbeit im weiteren Sinn erfolgt an den anderen Orten (zB Kaffeehaus, Urlaubsort). Hier 

deckt der Versicherungsschutz nur die eigentliche Arbeitsleistung ab und nicht Ereignisse auf 

dem Weg zum Telearbeitsort. 

• Einkommensteuerlich soll der Arbeitgeber ab 1.1.2025 an Stelle des bisherigen Homeoffice-Pau-

schales ein gleichwertiges Telearbeitspauschale steuerfrei auszahlen können. Dieses beträgt wie 

bisher maximal € 3 pro Telearbeitstag, höchstens für 100 Tage/Jahr.  

 

3 ABGABENÄNDERUNGSGESETZ 2024 Begutachtungsentwurf 

Am 3.5.2024 hat das Bundesministerium für Finanzen den Begutachtungsentwurf für das Abgabenän-

derungsgesetz 2024 (AbgÄG 2024) veröffentlicht. Das AbgÄG 2024 zielt auf die Entlastung von Unter-

nehmen und deren Beschäftigte, die Ökologisierung des Steuerrechts, die Stärkung der Rechtssicher-

heit und die Anpassung des nationalen Rechts an unionsrechtliche Vorgaben ab und dient der Verwal-

tungsvereinfachung und Reduzierung der Rechtsbefolgungskosten. Da es sich um einen Begutach-

tungsentwurf handelt, möchten wir Ihnen nur einzelne geplante Themen aufzeigen. Nähere Informatio-

nen zu den Highlights folgen nach der endgültigen Gesetzwerdung. 

 

3.1 Lebensmittelspenden 

Nach derzeitiger Rechtslage müssen Unternehmer für Lebensmittelspenden einen Entnahmeeigenver-

brauch deklarieren und somit Umsatzsteuer abführen. Das AbgÄG 2024 sieht nun vor, dass für Lebens-

mittel, welche an begünstigte mildtätige Einrichtungen gespendet werden, eine echte Umsatzsteuer-

befreiung eingeführt wird. Dies bewirkt, dass der Entnahmeeigenverbrauch umsatzsteuerfrei gestellt 

wird und der Vorsteuerabzug für die Anschaffung der Lebensmittel nicht ausgeschlossen ist. Parallel 

zur umsatzsteuerlichen Begünstigung erfolgt bei Lebensmittelspenden auch eine ertragsteuerrechtliche 

Anpassung. Für Lebensmittelspenden an begünstigte mildtätige Einrichtungen ist künftig der Restbuch-

wert (anstatt des bisher für Sachspenden zu ermittelnden gemeinen Werts) abzugsfähig. Da eine „Ent-

nahmebesteuerung“ entfällt, wird damit sichergestellt, dass Lebensmittelspenden ertragsteuerneutral 

zugewendet werden können. 

3.2 Kleinunternehmerregelung über die EU-Grenze ab 2025 

Um der EU-Richtlinie 2020/285 gerecht zu werden, soll mit dem AbgÄG 2024 die mehrfach novellierte 

umsatzsteuerliche Kleinunternehmerregelung angepasst werden. Die derzeit geltende Kleinunterneh-

merregelung gilt nämlich nur für Unternehmer, die im Inland (Österreich) ihr Unternehmen betreiben. 

Dadurch entsteht für grenzüberschreitend tätige Kleinunternehmer ein wesentlicher Wettbewerbsnach-

teil. In der Neufassung der Kleinunternehmerregelung  wird der Anwendungsbereich auf Unternehmer 

ausgedehnt, welche ihr Unternehmen im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat betreiben.  

 

Die inländische Umsatzgrenze für Kleinunternehmer legt das Gesetz bisher mit € 35.000 „netto“ (also 

nach fiktivem Abzug einer Umsatzsteuer) fest. Diese Grenze soll nunmehr € 42.000 „brutto“ betragen 

und bleibt daher für alle Kleinunternehmer, die dem Grunde nach 20%ige Umsätze tätigen, gleich hoch 

wie bisher. Diese inländische Umsatzgrenze darf im vorangegangenen sowie im laufenden Jahr nicht 

überschritten werden. Ab dem Umsatz, mit dem diese inländische Umsatzgrenze im laufenden Jahr 

um mehr als 10% überschritten wird, kommt die Kleinunternehmerbefreiung nicht mehr zur Anwendung. 

Wird im laufenden Jahr die Kleinunternehmergrenze überschritten, aber um nicht mehr als 10%, kann 

die Kleinunternehmerregelung noch bis zum Ende des Kalenderjahres beibehalten werden.  

 

Wird das Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat betrieben oder will ein inländischer Unterneh-

mer (auch) in anderen Mitgliedstaaten die Kleinunternehmerregelung in Anspruch nehmen, so gelten 

zusätzliche Voraussetzungen: 

1) Der unionsweite Jahresumsatz im Vorjahr sowie im laufenden Jahr übersteigt den Betrag von 

€ 100.000 nicht.  

2) Die Umsätze im jeweiligen Mitgliedstaat dürfen die jeweilige national festgelegte Kleinunter-

nehmergrenze nicht übersteigen. 
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3) Der Steuerpflichtige muss im Ansässigkeitsstaat vorab die Kleinunternehmerregelung bean-

tragen. 

Wird der unionsweite Schwellenwert von € 100.000 überschritten, so ist die grenzüberschreitende Klein-

unternehmerregelung ab dem Umsatz, mit dem der Schwellenwert überschritten wird, nicht mehr an-

wendbar. Sollten bei Unternehmern, die ihr Unternehmer im Inland betreiben, die inländischen Umsätze 

jedoch unter der nationalen Kleinunternehmergrenze liegen, so ist für die inländischen Umsätze die 

nationale Regelung weiterhin anwendbar. 

 

Wird die Steuerbefreiung für Kleinunternehmer angewendet, so schließt dies (wie bisher) den Vorsteu-

erabzug für Aufwendungen aus. 

 

Bei Anwendung der grenzüberschreitenden Kleinunternehmerregelung wird dem Unternehmer 

nach Benachrichtigung des Finanzamts und Prüfung der Voraussetzungen von allen Mitgliedstaaten, in 

welchen die Kleinunternehmerregelung in Anspruch genommen werden soll, eine individuelle Umsatz-

steueridentifikationsnummer zugeteilt. Diese Nummer enthält ein „EX“ (sog EX-ID-Nummer oder Klein-

unternehmer-Identifikationsnummer). Darüber hinaus muss der Steuerpflichtige binnen eines Monats 

ab Ende des Kalendervierteljahres vierteljährliche Umsatzmeldungen an seinen Ansässigkeits-

staat unter Angabe seiner EX-ID-Nummer durchführen. Dabei meldet er den Umsatz, der in den 

einzelnen Mitgliedstaaten bewirkt wurde. Überschreitet der Unternehmer unterjährig die Jahresschwelle 

von € 100.000, so muss er binnen 15 Werktagen die Überschreitung samt Angabe aller Umsätze seit 

Beginn des laufenden Quartals bis zum Zeitpunkt des Überschreitens des Schwellenwerts melden. 

 

Die Beendigung der grenzüberschreitenden Kleinunternehmerregelung kann auch freiwillig oder durch 

Einstellung der Tätigkeit erfolgen.  

 

3.3 Fristverlängerung für Abgabenerklärungen 

Nach derzeitiger Rechtslage können Fristverlängerungen für Abgabenerklärungen innerhalb offener 

Nachfristen unbegrenzt gestellt werden, da die Nachfrist eine verlängerbare behördliche Frist darstellt. 

Um diese – dem Gesetzeszweck widersprechende – Vorgehensweise einzudämmen, soll künftig bei 

Abweisung eines Antrags auf Fristverlängerung für die Einreichung der Abgabenerklärungen nur mehr 

eine einmalige Nachfrist von mindestens einer Woche gewährt werden können. 

Achtung: Nach der bisher gängigen Verwaltungspraxis bei Fristverlängerungsanträgen für Abgabener-

klärungen wird der Antrag abgewiesen und gleichzeitig eine Nachfrist im Ausmaß der im Antrag gefor-

derten Verlängerung gewährt. Wird diese Praxis aufrechterhalten, so führt dies dazu, dass nur noch ein 

Fristverlängerungsantrag möglich sein wird. Es ist daher anzuraten, beim erstmaligen Antrag auf Ver-

längerung eine möglichst großzügige Verlängerungsfrist zu beantragen, da ein neuerlicher An-

trag nicht mehr möglich sein wird.  

 


